
Aktenzeichen» 9 az r 349/93 
Bundesarbeitsgericht 9. Senat

I. Arbeitsgericht 
Herne

XI. Landesarbeitsgericht Haram

Urteil vom 25. Oktober 1994
- 9 AZR 349/93 -
Urteil vom 23. April 1992
- 1 Ca 2562/91 -
Urteil vom 29. Oktober 1992
- 4 Sa 904/92 -

Für die Amtliche Sammlung: Nein 
Für die Fachpresse : Nein
Für das Bundesarchiv : Nein

Entscheidungsstichwort:
AWbG NW - kein Lohn ohne Freistellung

Gesetz: AWbG NW § 1 Abs. 1, § 7 Satz 1 

Leitsätze:

k e i n e

Hinweis des Senats:
Folgeentscheidung zum Urteil vom 21. September 1993 - 9 AZR 
429/91 - A P  Nr. 7 zu § 1 BildungsurlaubsG NRW, auch zur 
Veröffentlichung in der Amtlichen Sammlung vorgesehen
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9 AZR 349/93
4 Sa 904/92 Hamm Im Namen des Volkes!
Verkündet am 
25. Oktober 1994 Urteil
Klapp,
Reg.-Hauptsekretärals Urkundsbeamter In Sachen
der Geschäftsstelle

pp.

hat der Neunte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der münd­
lichen Verhandlung vom 25. Oktober 1994 durch den Richter Dörner 
als Vorsitzenden, die Richter Düwell und Bock sowie die ehren­
amtlichen Richter Holze und Schwarz für Recht erkannt:
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Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil 
des Landesarbeitsgerichts Hamm vom 29. Oktober 
1992 - 4 Sa 904/92 - aufgehoben.
Die Berufung des Klägers gegen das Urteil des Ar­
beitsgerichts Herne vom 23. April 1992 - 1 Ca 
2562/91 - wird zurückgewiesen.
Der Kläger hat die Kosten der Berufung und der 
Revision zu tragen.

V o n  R e c h t s  w e g e n !

T a t b e s t a n d  :

Die Parteien streiten um Arbeitsentgelt für die Zeit, in der 
der Kläger an einer Weiterbildungsveranstaltung teilgenommen hat.

Der Kläger ist seit 1967 bei der Beklagten beschäftigt. Am 
7. Oktober 1991 teilte er seinem Arbeitgeber mit, er beabsichtige 
an der Bildungsveranstaltung "Europa - Verpflichtung für eine ge­
meinsame Umwelt" in der Zeit vom 25. November bis 29. November 
1991 teilzunehmen, die von der Arbeitsgemeinschaft Arbeit und 
Leben (DGB/VHS Dortmund) durchgeführt werde. Die Beklagte antwor­
tete am 16. Oktober 1991:

"Wir nehmen Bezug auf die uns eingereichte Mit­
teilung, mit der Sie bezahlte Freistellung für 
das Seminar "Europa - Verpflichtung für eine ge­
meinsame Umwelt" gemäß AWbG beantragen.
Da dieses Seminar nicht allen Anforderungen des 
AWbG entspricht, können wir Sie hierfür auch 
nicht unter Fortzahlung der Bezüge freisteilen. 
Wir erklären uns jedoch bereit, Ihnen für diesen 
Zeitraum unbezahlte Freizeit bzw. Tarifurlaub zu 
gewähren."

3
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


3

Der Kläger besuchte dennoch die Veranstaltung. Der Beklagte 
zahlte für diese Zeit kein Arbeitsentgelt.

Der Kläger hat zuletzt beantragt,

die Beklagte zu verurteilen, an den Kläger 
863,15 DM brutto zu zahlen.

Die Beklagte hat beantragt, 

die Klage abzuweisen.

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. Das Landesar­
beitsgericht hat ihr entsprochen. Mit der Revision verlangt die 
Beklagte die Wiederherstellung des erstinstanzlichen Urteils, 
während der Kläger beantragt, die Revision zurückzuweisen.

E n t s c h e i d u n g s  g r ü n d e  :

Die Revision ist begründet. Der Kläger hat unter keinem 
rechtlichen Gesichtspunkt einen Anspruch auf Arbeitsentgelt für 
die Zeit vom 25. bis 29. November 1991.

1. Der Kläger hat keinen Anspruch auf Fortzahlung des Arbeits­
entgelts gern. § 7 AWbG, weil die Beklagte ihn nicht zum Zweck der 
beruflichen und politischen Weiterbildung für die von ihm besuch­
te Veranstaltung von der Arbeit freigestellt hat. Das AWbG ge­
währt dem Arbeitnehmer einen gesetzlich bedingten Freistellungs­
anspruch, kein Selbstbeurlaubungsrecht. Der Lohnfortzahlungsan­
spruch kann nur entstehen, wenn der Arbeitgeber seiner Pflicht
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zur Erfüllung seines Anspruchs auf Freistellung nach dem AWbG 
nachgekommen ist. Weigert sich der Arbeitgeber, die Erfüllungs­
handlung vorzunehmen, d. h. die Freistellungserklärung abzugeben, 
kann der Arbeitnehmer versuchen, diesen Anspruch gerichtlich 
durchzusetzen (ständige Rechtsprechung des Senats, Urteil vom 
11. Mai 1993 - 9 AZR 231/89 - AP Nr. 2 zu § 1 BildungsurlaubsG 
NRW, auch zur Veröffentlichung in der Amtlichen Sammlung be­
stimmt; Urteil vom 21. September 1993 - 9 AZR 335/91 - AP Nr. 6 
zu § 1 BildungsurlaubsG NRW und - 9 AZR 429/91 - AP Nr. 7 zu § 1 
BildungsurlaubsG NRW, auch zur Veröffentlichung in der Amtlichen 
Sammlung bestimmt). Erlangt der Arbeitnehmer die Freistellungser­
klärung vor dem Besuch der Veranstaltung nicht, so fehlt es an 
einer Voraussetzung für den Entgeltanspruch.

So verhält es sich im Streitfall. Das Schreiben der Beklag­
ten vom 16. Oktober 1991 enthält keine Freistellungserklärung 
nach dem AWbG. Vielmehr hat die Beklagte ausdrücklich erklärt, 
daß sie den Antrag auf Freistellung nach dem AWbG ablehne. Mit 
ihrer gleichzeitig abgegebenen Erklärung, dem Kläger für den ge­
nannten Zeitraum unbezahlte Freizeit bzw. TarifUrlaub zu gewäh­
ren, hat sie lediglich ein Angebot auf Abschluß einer Vereinba­
rung über Gewährung unbezahlten Urlaubs bzw. auf Gewährung von 
tarifvertraglichem Erholungsurlaub abgegeben. Somit fehlt es an 
einer anspruchsbegründenden Voraussetzung für den Lohnfortzah­
lungsanspruch nach § 7 AWbG, wobei dahingestellt bleiben kann, ob 
der Kläger das Angebot auf unbezahlten Urlaub angenommen hat oder 
nicht. In beiden Fällen hat er keinen Anspruch nach § 7 AWbG.
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2. Der Kläger hat keinen Anspruch auf Zahlung des Urlaubsent­
gelts nach § 11 BUrlG oder einer entsprechenden Tarifbestimmung. 
Zwar hat die Beklagte dem Kläger mit Schreiben vom 16. Oktober 
1991 angeboten, für diesen Zeitraum TarifUrlaub zu gewähren. Der 
Kläger hat jedoch nicht vorgetragen, dieses Angebot angenommen zu 
haben. Er hat in der Revisionsinstanz vielmehr ausdrücklich er­
klärt, mit dem Angebot der Beklagten nicht einverstanden gewesen 
zu sein.

3. Der Kläger hat keinen vertraglichen Anspruch auf Zahlung von 
Arbeitsentgelt aus einer besonderen Vereinbarung der Parteien 
(Senatsurteile vom 9. Februar 1993 - 9 AZR 648/90 - AP Nr. 1 zu
§ 9 BildungsurlaubsG Hessen, auch zur Veröffentlichung in der 
Amtlichen Sammlung bestimmt und vom 24. August 1993 - 9 AZR 
240/90 - AP Nr. 9 zu § 1 BildungsurlaubsG NRW, auch zur Veröf­
fentlichung in der Amtlichen Sammlung bestimmt). Er hat nicht 
vorgetragen, daß die Beklagte ihm angeboten habe, die Freizeit 
ggf. später nach gerichtlicher Kläger der Rechtslage zu vergüten. 
Eine derartige Vereinbarung hätte allenfalls im Vergleich vom 
13. November 1993 liegen können. Diesen Vergleich hat der Kläger 
rechtswirksam widerrufen.

4. Der Kläger hat auch keinen Schadenersatzanspruch auf Zahlung 
einer Geldsumme nach den §§ 280 Abs. 1, 284 Abs. 1, 287 Satz 2, 
251 BGB für den Fall, daß die Beklagte den Freistellungsanspruch 
des Klägers zu Unrecht verweigert haben sollte. Der im Jahr 1991 
entstandene Anspruch des Klägers auf Freistellung nach dem AWbG 
ist zwar durch Zeitablauf am Ende des Kalenderjahres 1991 unter­
gegangen, so daß ein Schadenersatzanspruch entstanden wäre, wenn
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die Beklagte zu Unrecht die Freistellung verweigert hätte. Ein 
Schadenersatzanspruch des Klägers wäre jedoch nach § 249 BGB auf 
die Wiederherstellung des Zustands gerichtet, der bestehen würde, 
wenn der zum Ersatz verpflichtende Umstand nicht eingetreten 
wäre. Die Wiederherstellung besteht in der künftigen Freistellung 
des Arbeitnehmers für die Teilnahme an einer Arbeitnehmerweiter­
bildungsveranstaltung. Ein Schadenersatz in Form einer Geldent­
schädigung ist gern. § 251 BGB erst statthaft, wenn die Freistel­
lung z. B. wegen Beendigung des Arbeitsverhältnisses nicht mehr 
möglich ist (ständige Rechtsprechung des Senats, Urteil vom 
21. September 1993 - 9 AZR 429/91 - AP, aaO und Urteil vom 7. De­
zember 1993 - 9 AZR 325/92 - AP Nr. 8 zu § 1 BildungsurlaubsG 
NRW) .

5. Auf die Frage, ob die Veranstaltung der beruflichen Weiter­
bildung diente und ob der zuständige Träger die Veranstaltung 
durchgeführt hat, kommt es daher nicht an.

Die Kostenentscheidung beruht auf den §§ 91, 97 ZPO.

Dörner Düwell Bock
Fr. Holze Schwarz
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